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Was ist Ihre Meinung zu Geld und Werten?

Ablehnung
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1. Soll es für Taschengeld einen Kollektivertrag geben?

2. Sollen Anlageprodukte einer Zulassungsprüfung (vgl. Medikamente) unterzogen werden?

3. Soll jeder, der volljährig wird, einen „Geldführerschein“ absolvieren, bevor sie/er Geld veranlagen darf?

4. Sollen für Engagement in der Gesellschaft Zeitkonten entwickelt werden? 

5. Soll es Mindest- und Höchtzinssätze geben? 

6. Soll die Höhe von Gewinnen für Unternehmen begrenzt werden?

7. Soll Bargeld abgeschafft werden?

8. Sollen Staaten einheitliche Steuer- und Sozialgesetze vereinbaren, und damit Steueroasen verhindert werden?

9. Soll Betteln verboten werden?

10. Soll Arbeit einheitlich bezahlt werden?

11. Soll es ein Grundeinkommen für alle geben?

12. Sollen ManagerInnen-Gehälter in der Höhe gedeckelt werden?

13. Soll jeder Volljährige ein Startkapital für die Umsetzung eines Projektes erhalten?

14. Soll Studieren gratis sein?

15. Soll es für alle genug Geld geben?
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VON DANIELA DAVIDOVITS

ZuWeihnachtenwerfenauch
die konsumbewusstesten Fa-
milien ihre Vorsätze über
Bord und überschütten ein-
ander mit Geschenken. In
der Wohlstandsgesellschaft
sind dem Materialismus ja
keine Grenzen mehr gesetzt.
NiezuvorwarenKindersoge-
fährdet,zuEgoistenheranzu-
wachsen, wie jetzt. Im Buch
„Die Verwöhnfalle“ macht
sichdaherderFinanz-Kolum-
nist derNew York Times, Ron
Lieber, Gedanken, „wie man
seine Kinder zu verantwor-
tungsbewussten und glückli-
chen Menschen erzieht“. Er
erlebt viele Eltern, die sich
Sorgen machen, dass ihre
Kinder verwöhnt und ver-
weichlicht und dadurch
weniger lebenstüchtig wer-
den.

Der Psychologe James A.
Fogerty fand vier Merkmale
heraus, die solche verwöhn-
ten Kinder ausmachen: „Sie
haben wenige Pflichten zu
Hause. Sie habenwenige Re-
geln für ihr Verhalten oder
den Tagesablauf. Erwachse-
ne helfen ihnen ständig. Und
siebesitzenvieleDinge.“Eine
guteBalance zwischenRech-
tenundPflichteninderFami-
lie ist daher wichtig für die
Entwicklung von Kindern,
genauso wie offene Gesprä-
che. Kinder machen sich Ge-
danken darüber, warum an-
dere Menschen mehr oder
weniger kaufen können. Frü-
her verglich man sich mit
den Nachbarn, heutemit der
ganzen Welt, vor allem den
Reichen, stellte die US-Wirt-
schaftssoziologin Juliet
Schor fest. „Die sozialen Me-
dien schüren bei Jugendli-
chen Neid. Das ist ja ein
Schaulaufen in coolen Kla-

Euch geht es zu gut!
Soziale Erziehung.NiezuvorwarenKinder
sogefährdet, zuegoistischenKonsumfreaks

heranzuwachsen,wieheute.DerAutordesBuches
„DieVerwöhn-Falle“ fordertElternauf, ihrenKindern

Bescheidenheit,Verantwortungsgefühl
undNachhaltigkeit zuvermitteln.

Aberwie?
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mottenancoolenOrten“, kri-
tisiertLieber.EinDornimAu-
ge ist ihm die Werbung im
Kinderfernsehen. In seinem
Buch bringt er daher viele
Beispiele,wieKinder und Ju-
gendliche einen sorgfältigen
Umgang mit Geld lernen.
Das sind die 12 wichtigsten
Ideen:

– Über Geld sprechen Eltern
scheuen sich davor, über Fi-
nanzen zu sprechen, aber
Kinder sollen ruhig wissen,
wie viel man im Supermarkt
ausgibt oder was ein Auto
kostet.AufdieFrage„Sindwir
reich?“ muss man dem Kind
nicht gleich das Familienein-
kommen vorrechnen. Aber
man kann ruhig zugeben,
wennmangutverdient–Kin-
dermerken ja, ob sie in einer
größeren Wohnung wohnen
oder öfter auf Urlaub fahren
alsandereKinder.Wichtigist:
Man solle seinen Kindern
klarmachen, dass es für
Freundschaften nicht gut ist,
mitGeld anzugeben.

– WunschoderBedürfnis? „Kin-

der sollen den Unterschied
zwischenbrauchenundwün-
schenkennenlernen“,rätLie-
ber. „Bei Kleidung ist es aber
manchmal schwierig, die
Grenzezuziehen.Kinderver-
gleichen ihre Kleidung mit
anderen und so entsteht ein
Gruppendruck.“ Er berech-
net einen Wert für normale
gute Kleidung. Will seine
Tochter etwas Teureres, soll
sie die Differenz zahlen. Mit
etwa zwölf Jahren könnten
Kinder ihr Kleiderbudget
selbst verwalten, wenn sie
gut darauf vorbereitet sind,
schätzt Lieber.

– Dinge schätzen Wenn Kin-
der immer wieder ihre Sa-
chenverlierenoderbeschädi-
gen, sollen sie einen Beitrag
leisten,wenn sie neu gekauft
werden müssen. So steigern
Kinder schnell ihre Achtsam-
keit. Jüngere müssen einen
symbolischen Teil aus dem
Taschengeld zahlen.

– Konsequenzen bedenken Lie-
ber bringt ein Beispiel: Eine
Mutter erklärte ihren vier

Söhnen, dass diese für ein
SmartphoneauchdieGebüh-
ren aus der eigenen Tasche
zahlen müssten. Der Ältes-
ten blieb dann lieber bei ei-
nemnormalenHandy.

– Spaßquote Lieber erzählt
vonderIdeeeinerbefreunde-
tenWirtschaftswissenschaft-
lerin für ihre Kinder: die
Spaßquote. Wie viel Spiel-
zeit bekommt man für einen
Euro? So zahlt sich ein teure-
res Geschenk, mit dem die
Kinder viel spielen werden,
mehr aus als ein günstiges,
das in der Ecke landet.

– Sparsam statt knausrig Etwa
mitSpar-AktionenoderinSe-
condhand-Geschäften be-
kommen Kinder ein Gefühl
dafür, dassman nicht gedan-
kenlos Geld ausgeben soll.
LiebererzähltvoneinerOma,
die mit ihren Enkeln an de-
renGeburtstagimBilligladen
die Anzahl an Lebensjahren
inDollar ausgab.Abvier Jah-
rendurftendieKindersichet-
was aussuchen. So entste-
hen Familien-Rituale.

– Spenden (sammeln) In den
USA haben Spenden-Rituale
bei Kindern Tradition: Beim
„Giving Tuesday“ und beim
„BakeSale“sammelndieKin-
dermitselbstgebackenenKu-
chen Geld für wohltätige
Zwecke. Lieber hat auch ei-
ne Idee für das Thema Ob-
dachlose: Mit dem Kind Le-
bensmittel kaufen, die statt
Geld verteiltwerden.

– Arbeiten Ältere Kinder ver-
stehen den Wert des Geldes
ambesten,wennsieesverdie-
nen müssen. Nicht für Haus-
haltsaufgaben, aber mit ei-
nem Ferienjob oder aufwen-
digeren Aufgaben zu Hause
wieReparaturarbeiten.

– Wünsche offen lassen Lieber
rät zum Schenken nach dem
„Dewey“-Prinzip. Bei den
Dingen,dieeinemKindwich-
tig sind, kommt es auch auf
das Umfeld an, sah Lieber
beiFamilieDewey.DieKinder
sollten etwas unter dem
Durchschnitt ihresFreundes-
kreises liegen. Wenn sie das
tollste Smartphone haben,

bekommensiedafürnichtdie
neuesten Videospiele. Ganz
aus der Gruppendynamik
auszusteigen, ist nicht ideal:
Sie sollen ja nicht zu Außen-
seitern werden. So wird Kin-
dern klar, dass es keinen
Wettbewerb um Status-Sym-
bole geben soll. Wichtig sei,
so Lieber, dass Kinder sich
Dingewünschen und lernen,
darauf zu warten, statt dass
sie ständig mit Neuem über-
schüttetwerden.

– Dankbarkeit Seit das Tisch-
gebet vor dem Essen aus der
Mode gekommen ist, gibt es
wenige Momente der Dank-
barkeit. Sogar zu Weihnach-
ten stehen eher die Geschen-
ke im Vordergrund als der
Dankdafür.DieFilmemache-
rinHaileyBartholomewfoto-
grafierte ein Jahr lang täg-
lich etwas, das sie dankbar
macht (www.365grateful. com).
„Das eignet sich auch für Ju-
gendliche mit ihrem ersten
Smartphone“, regt Lieber an.
Odernochbesser: „Kinderer-
findeneineigenesDankritual
für die Familie.“
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Ja zum Taschengeld, aber Nein
zum Bezahlen von Leistungen

planung sei es auch wichtig,
das Geld auszugeben und
nicht nur zu sparen. Dabei
müssendieElternihreKinder
anfangs unterstützen, etwa
mit verschiedenen Spar-
schweinen. Liebers Kinder
teilen ihr Taschengeld in drei
durchsichtigen Spardosen
auf: zum Ausgeben, zum
Spenden und zum Sparen.
„Oft kaufen sie sich Ramsch,
aberdasgehörtzuderÜbung
dazu“, soderAutor.

Buchautor Ron Lieber sieht
das Taschengeld als wichti-
gen Einstieg in ein gutes
Geldleben.DiesesanLeistun-
gen zu koppeln, sei nicht
empfehlenswert: Hausarbei-
tensolltennichtextrabezahlt
werden. Experten von der
Schuldnerberatung raten zu
einem regelmäßigen Ta-
schengeld: 50 Cent oder ei-
nemEuroproWocheabder1.
Klasse und dann jedes Jahr
etwas mehr. Für die Finanz-Wichtig ist, mit Kindern über Finanzen zu sprechen

Buchtipp: „Die Verwöhn-Falle. Wie
man seine Kinder zu verantwortungs-
bewussten und glücklichen
Menschen erzieht“ von Ron Lieber.
Erschienen im mvg-Verlag, 300
Seiten, erhältlich um 17,50 Euro.
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Mit diesem Gefährt
hat Volkswagenmit
Sicherheit kein Ab-
gasproblem: Im
GTI-Kinderwagen
können GTI-Fans
ihren Nachwuchs

stilgerecht mit den bewährten
Design-Insignien kutschieren.
Der Kombi-Kinderwagen in klas-
sischem Rot-Schwarz mit Waben-
Panoramafenster und Wickel-
tasche kostet 999 Euro. Foto: Werk
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VWbefindet sich wieder
aufWachstumskurs

Hamburg – Volkswagen hat zu Jah-
resanfang dank Zuwächsen in
China und Westeuropa weltweit
mehr Fahrzeuge verkauft als vor
Jahresfrist. Im Jänner stiegen die
Auslieferungen um 3,7 Prozent
auf 847.800 Fahrzeuge. „Die Ent-
wicklung der Weltmärkte zeigt
sich zu Jahresbeginn uneinheit-
lich“, sagte Konzernchef Matthias
Müller. Die Lage in Brasilien und
Russland bleibe angespannt, das
Geschäft in China nehme wieder
Fahrt auf und Europa entwickele
sich stabil. (Reuters)

„Independent“ stellt
gedruckte Ausgabe ein

London – Der dramatische Leser-
schwund zwingt die britische Zei-
tung Independent zur Einstellung
ihrer Druckausgabe. Um das Blatt
vor dem Aus zu retten, kündigte
der russische Eigner Ewgeni Lebe-
dew an, ab 26. März nur noch eine
Onlineausgabe anzubieten. Von
einem Rekordhoch von 400.000
Exemplaren 1989 ist die Auflage
auf gut 40.000 Stück eingebro-
chen. (red)

Italien verschiebt
Bahnprivatisierung

Rom – Die italienische Regierung
wirdeinenoch2016geplanteTeil-
privatisierung der Staatsbahnen
FS auf 2017 verschieben. Vor dem
Börsengang wollen die Staatsbah-
nen ihren Entwicklungsplan aktu-
alisieren,was imSommererfolgen
sollte, kündigte Bahnchef Renato
Mazzoncini am Donnerstag in
Rom an. Bis zu 40 Prozent der FS
sollen Indiskretionen zufolge an
die Börse gebracht werden, was
Italiens Staatskassa bis zu vier
Milliarden Euro bringen soll. (red)

Commerzbankmit
Milliardengewinn

Frankfurt– Angetrieben von einem
kräftigen Wachstum im Privat-
kundengeschäft hat die Commerz-
bank erstmals seit fünf Jahrenwie-
der einen Milliardengewinn er-
zielt. Das Institut vervierfachte
seinen Überschuss 2015 fast auf
1,06 Mrd. Euro, wie es am Freitag
in Frankfurt mitteilte. Davon sol-
len auch die Aktionäre profitieren
– in Form einer Dividende von 20
Cent. (APA)

Ausschreitungen bei
Protesten in Griechenland
Athen – Bei Protesten griechischer
Bauern gegen die geplante Pen-
sionsreform ist es am Freitag in
Athen zu gewalttätigen Zusam-
menstößenmit der Polizei gekom-
men. Rund 2000 Landwirte aus
Kreta versammelten sich am Vor-
mittag vor dem Agrarministerium
imZentrumderHauptstadt. (AFP)

GANZ KURZ
+++ Stahl Die EU-Kommission hat
weitere Anti-Dumping-Untersu-
chungen gegen chinesische Stahl-
hersteller eingeleitet. +++Bank
Austria Sozialminister Alois Stö-
ger ist gegen einen Pensionstrafer
ins ASVG.

KURZ GEMELDETBargeldschranke als Schuldenturbo
Die Abschaffung des
Bargelds wird in

Österreich heiß diskutiert
– auch wenn sie von den
Politikern offenbar gar

niemand fordert. Pro und
Kontra einer bargeldlosen

Welt aus Sicht eines
Wirtschaftspsychologen.

Wien – Die mögliche Abschaffung
von Geldscheinen und Münzen
polarisiert. Nicht erst seit Deut-
sche-Bank-Chef John Cryan sich
auf dem heurigen Weltwirt-
schaftsgipfel in Davos dafür aus-
gesprochen hat, um die Herstel-
lungskosten zu sparen und Geld-
wäschern, Steuerhinterziehern
und Terroristen ins Handwerk zu
pfuschen oder seit in Deutschland
aus gleichen Gründen eine 5000-
Euro-Obergrenze bei Bargeld dis-
kutiert wird.

Große Handelsketten sehen zu-
nehmend Vorteile in einer bar-
geldlosen (Kauf-)Welt, geschaffen
durch Einführung kontaktloser
Bezahlsysteme, die Warteschlan-
gen an Kassen – und den einen
oder anderen Kassamitarbeiter –
überflüssig machen sollen.

Für den Wirtschaftspsycholo-
gen ErichKirchler vonUniversität
Wien sind viele der genannten
Gründe zwar durchaus nachvoll-
ziehbar. Es sei erwiesen, dass mit
zunehmender Bargeldmenge in
einem Staat Korruption und
Schwarzgeld steigen. „Um Kosten
für Herstellung, Sicherheit und
Transport zu sparen und die Kri-
minalität einzudämmen, ist Bar-
geldabschaffung durchaus zu be-
fürworten“, sagt er zum STANDARD.

Doch es gebe auch eine Kehrsei-
te der Medaille: „Zahlen mit Kar-
ten macht den Geldfluss wesent-
lich abstrakter und ist auch der
Grund für Verschuldung, beson-
ders für Menschen mit geringerer
Bildung.“ Denn wenn man bar-
geldlos zahle, seien die Kosten
eines Kaufs nicht mehr „wertattri-
buierbar“: Die „Belohnung“ für

den Kauf erfolge zwar sofort, die
nicht fühlbare Bezahlung führe
aber letztlich bei vielen zu einem
Kontrollverlust über Ausgaben.

Zudem sei Bargeld eine große
Hilfe für Kinder und Jugendliche,
Wirtschaft zu begreifen. Von An-
gebotundNachfrageunddemEnt-
stehen von Preisen bis hin zum
Gewinn und Verlust. Wenn man
Bargeld abschaffen wolle, muss
man sich aus Sicht des Psycholo-
gen ergo auchAlternativen für sol-
che Fragen überlegen.

In vielen skandinavischen Län-
dern ist das alles längst kein The-
mamehr. In Schwedenwurde bei-
spielsweise 2015 nur noch jede
fünfte finanzielle Transaktion von
Konsumenten in bar abgewickelt,
weltweit sind es imSchnitt 75Pro-
zent. Transparenz hat in dem
Land, in dem vor 355 Jahren die
ersten offiziellen Banknoten aus-
gegeben wurden (jedoch mangels
Vertrauens mit mäßigem Erfolg),
einen hohen Stellenwert, stellt

Kirchler fest. „In Ländern wie Ös-
terreich und Deutschland besteht
bei den Menschen die Sorge, dass
Autoritäten ihre Macht zu mehr
Kontrolle des Einzelnen ausnut-
zen – wie es die Geschichte ja
schon gezeigt hat.“

Bestätigt wird er darin von Bar-
baraKolm, PräsidentindesHayek-
Instituts, die in einer Aussendung
am Freitag Fjodor Dostojewski zi-
tiert: „Geld ist gedruckte Freiheit.“
Die neoliberale Ökonomin gibt zu
bedenken, dass ohne Bargeld
„theoretisch jeder quasi per
Knopfdruck zahlungsunfähig ge-
macht werden“ könne und er-
gänzt: „Gerne wollen wir glauben,
dass der österreichische Staat ein
selbstloses, unendlich wohlwol-
lendes Gebilde ist, aber allein die
theoretische Möglichkeit von
staatlicher Willkür muss ausge-
schlossen sein.“

Doch davon scheint in diesem
Fall ohnehin niemand zu spre-
chen. Die aktuelle Aufregung

drehte sich amFreitagweniger um
das mögliche Verschwinden von
Münzen und Scheinen, sondern
um die Frage: „Wer schützt es wie
am besten?“ Wie berichtet will
ÖVP-KlubmannReinholdLopatka
das Recht auf Bargeld in die Ver-
fassung schreiben lassen, wofür
sich auch die FPÖ in Person ihres
Generalsekretärs Herbert Kickl er-
wärmen lassen könnte. SPÖ--
Finanzsprecher Jan Krainer sieht
„keine Notwendigkeit“ dafür, da
keiner Bargeld abschaffen wolle.
Ganz ähnlich Neos-Sprecher Ni-
kolaus Scherak, der sich fragt:
„Was soll man da reinschreiben?“

Commerzbank-Chef Martin
Blessing hält Überlegungen über
die Begrenzung von Bargeld in-
dessen für eine Phantomdebatte:
„Es wird Bargeld geben – und in
welcher Scheingröße, muss am
Ende die EZB entscheiden, aber
davon wird die Welt nicht unter-
gehen“,meldete sich der deutsche
Banker zu Wort. (kat, go)

Fischen nach Argumenten für und gegen Bargeld: Transparente Geldflüsse versus „gedruckte Freiheit“.
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Österreich ignorierte Abgase
2012 forderte EU-Kommission „Marktüberwachung“

Wien – Nun ist es amtlich: Öster-
reich erachtete es jahrelang nicht
für notwendig, die Einhaltung von
Abgasen bei Autos zu überprüfen.
Wohl hatte die EU-Kommission
die Mitgliedsstaaten bereits drei
Jahre vor dem VW-Abgasskandal
aufgefordert, „Maßnahmen, die
für eine effektive Marktüberwa-
chung für Erzeugnisse
der Automobilindust-
rie erforderlich sind,
einzuführen“. Mehr als
Schriftsätze folgten je-
doch nicht.

Wie sich aus einer
Anfragebeantwortung
des Verkehrsministe-
riums an die Grünen er-
schließt, hatte EU-Kom-
missar Antonio Tajani
im Juli 2012 unter Beru-
fung auf die aus Auto-
industrie, Gewerkschaf-
ten, Nutzern, NGOs und
EU-Institutionen be-
stehendeArbeitsgruppe„CARS21“
die Einführung eines „Marktüber-
wachungssystems“ angeregt. Das
damit verfolgteZiel:DieSicherstel-
lungvonStrukturenundMittel,um
Korrekturmaßnahmen durchfüh-
ren zu können, falls Kfz die EU-
Typgenehmigungen nicht erfüllen
oder „eine ernsthafte Gefährdung
von Sicherheit und Umwelt dar-
stellenodereszuFälschungenoder
Manipulationen derartiger Erzeug-
nisse kommt.“

In dieWege geleitet wurde dies-
bezüglich nichts. In Tajanis
Schreiben an Österreichs Wirt-
schaftsminister war lediglich aus-
geführt, dass die Durchsetzung
der Binnenmarktvorschriften
durch ein Marktüberwachungs-
system verbessert werdenmüsste,
so die Begründung des neuen Ver-

kehrsministers, Gerald
Klug (SPÖ), in der An-
fragebeantwortung.

Auchhabe es sichnur
um Vorschläge gehan-
delt. Die damalige Ver-
kehrsministerin Doris
Bures (SPÖ) sandte dem
Wirtschaftsminister
eine Stellungnahme
samt Auflistung der im
Kraftfahrgesetz be-
stehenden Steuerungs-
und Kontrollinstrumen-
te: Kfz mit EU-Betriebs-
erlaubnis dürfen auf
Übereinstimmung mit

Musterdatensätze geprüft und die
Zulassung untersagt werden, so-
fern diese die Gesundheit gefähr-
den. Und: Die geforderte „effektive
Marktüberwachung“ könnten sich
VerkehrsministeriumundBundes-
länder eventuell teilen.

„Das Ministerium soll endlich
prüfen“, fordert Grünen-Verkehrs-
sprecherGeorgWilli.MinisterKlug
lehnt dies unter Hinweis auf deut-
sche Behörden ab: „Duplizitäten
sind nicht sinnvoll.“ (ung)

Türkischer OMV-Tank leer
Energiekonzern will Petrol Ofisi abstoßen

Wien – Die OMV will ihre vor fünf
Jahren mehrheitlich erworbene
türkische Tankstellenkette Petrol
Ofisi nun wieder loswerden. Ver-
kauft werden sollen bis zu 100
Prozent der Anteile, derzeit laufe
ein Verfahren zur Auswahl eines
Beraters für den Verkaufsprozess,
teilte die OMV am Freitag mit. Mit
der Petrol Ofisi hatte die OMV
schon seit längerer Zeit keine
Freude mehr. Das Geschäft in der
Türkei werde durch Eingriffe des
Regulators beeinträchtigt, der die
Margen in der Branche gedeckelt
habe, so die wiederholte Klage der
OMV-Führung.

Nun hatman offenbar beschlos-
sen, die Reißleine zu ziehen. Der
Verkauf sei ein wichtiger Schritt
inderStrategie derOMV, „sich auf
das Upstream-Geschäft sowie in-
tegrierte Downstream-Aktivitäten
zu fokussieren“, heißt es in der
Aussendung.

DieOMVwar2006mit zunächst
34 Prozent bei Petrol Ofisi einge-
stiegen und hatte später in mehre-
ren Schritten weiter aufgestockt.
Der einstige Staatsbetrieb war
2000 mehrheitlich an die türki-
sche Dogan-Gruppe agegeben
worden. Als die OMV 2010 ihren
Anteil aufstockte, zahlte sie eine
Milliarde Euro für 54 Prozent der
Anteile. Zwischenzeitig war die
Erhöhung der Beteiligung wegen
milliardenschwerer Steuerforde-
rungen der türkischen Finanz ins

Stocken geraten. Petrol Ofisi be-
treibt 1785 Tankstellen und hat
somit das größte Tankstellennetz
in der Türkei. 2015 hat Petrol Ofi-
si rund 10 Mio. Tonnen Treibstoff
verkauft. Darüber hinaus betreibt
die Petro Ofisi das größte Spei-
cher- und Logistikgeschäft am tür-
kischen Treibstoffmarkt mit einer
Speicherkapazität von mehr als
eine Mio. Kubikmetern. Das
Unternehmen ist auch der größte
Lieferant von Schmiermitteln.

Die OMV versucht angesichts
dramatisch gesunkener Rohöl-
preise und einer hohen Verschul-
dung, ihre Finanzsituation zu ver-
bessern. Sonderabschreibungen
von 2,5 Milliarden Euro plus 300
MillionenEuroanRückstellungen
für den Flüssiggasterminal in Rot-
terdam belasten den Konzern
stark. EineVerschärfungdesSpar-
programms hat OMV-Chef Rainer
Seele bereits angekündigt. Kom-
mendeWoche wird die neue Stra-
tegie des Konzerns präsentiert.

Bereits bekannt ist die Veräuße-
rung von 49 Prozent an der Gas
Connect Austria, für die sich Fi-
nanzinvestoren – darunter die Al-
lianz – interessieren sollen. Noch
nicht so weit gediehen ist ein ge-
planter Asset-Tauschmit der Gaz-
prom: Für die Beteiligung an
einem sibirischen Gasfeld wollen
die Österreicher den Russen di-
verse Aktivitäten – darunter Raffi-
nerien – anbieten. (red, APA)

Delegiert Abgas-
tests: Verkehrsmi-
nister Gerald Klug.
Foto: APA / Erwin Scheriau
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Wo SChWarzWäSChe 
überall herumleakt

Das waren noch Zeiten, als der 
brave Staatsbürger den rus-
sischen Mafioso in die Ban-

ken auf der Kärntner Straße gehen 
sehen konnte, mit großen Koffern be-
laden, alle voller Geld. Und als der 
Herr herauskam, mit leeren Koffern, 
wusste man: Es war soeben wieder 
ein waschechtes Erfolgsgeschäft für 
den „Finanzplatz Österreich“ gelun-
gen. Und heute? Man denke, die Menschheit lerne aus der 
Geschichte. Jaja. Die Wildostzeiten sind vorbei. Das Bankge-
heimnis abgeschafft. 

Aber was heißt das schon? Das Volumen des in Steueroa-
sen gebunkerten Geldes hat sich in den vergangenen zehn 
Jahren mehr als verdoppelt. Deshalb ist der eigentliche 
Skandal hinter den Panama-Papers nicht, wer wieviel auf 
diesen Konten hat. Es ist auch publizistischer Autismus, nun 
Stricherl-Listen anzulegen, welches Land wieviele Hinter-
zieher und Gauner aus den Panama-Papers zugeordnet be-
kommt. Am Ende wird da noch ein Skandal aus dem Um-
stand gedrechselt, dass sich die Räuber nicht gleichmäßig 
über die Staaten der Welt verteilen lassen. Ja wie denn auch?  

Die politische Toleranz des Scheins

Nein, der Skandal ist, dass die Politik die Finanzvehikel 
zum Zwecke eines anonymisierten Kapitalflusses mit zwin-
kerndem Auge toleriert, ob in Panama, auf den Jungfern-
inseln, in den USA, aber auch in Deutschland – um nur eini-
ge zu nennen. Es sind die Regierungen der reichsten Staaten 
der Welt, die dagegen seit Jahren nichts unternehmen. Und 
das trotz eindeutiger Rechtslage, die Steuerbetrug und Geld-
wäsche verbietet. 

Aber das Gesetz ist die eine Angelegenheit. Sein Voll-
zug die andere. Und bei der Umsetzung sieht es gerade so 
schwarz und düster aus wie auf den Konten der Scheinfir-
men. So sind allein in Europa 18 von 27 EU-Staaten ohne aus-
reichende Rechtsinstrumente, mit Scheinfirmen in Zusam-
menhang stehende Rechtskonstrukte zu überprüfen. Damit 
ist man aber trotzdem weiter als etwa die USA, wo Banken 
nicht einmal verpflichtet sind, die Identität von Unterneh-
menskunden und jene der wirtschaftlich Berechtigten zwei-
felsfrei zu ermitteln. Das Gleiche gilt für die meisten Mit-
glieder der Afrikanischen Union und die Länder Asiens. 

Das Problem ist also der seit Jahren bekannte Grau bereich 
und das Scheitern jeglicher Initiative, Scheinfirmen und ih-
re Besitzer transparent zu machen. „Zeig her, was du in den 
Taschen hast“, gilt heute für alle Sozialausgaben und Zu-
wendungen des Staates an den Einzelnen in vielen hoch-
entwickelten Ländern, Österreich inklusive. Aber während 
man dem nunmehr gläsernen Sozialhilfebezieher bis in die 
intimsten Lebensdetails heimleuchtet, wird dem Steuerhin-
terzieher der Vorhang in sein diskretes Separee geöffnet. 

Als Türsteher fungieren hochangesehene Finanzdienst-
leister. Bei einem Test der Weltbank wurde ein E-Mail an 
3000 dieser Unternehmen geschickt mit der Bitte, ein ano-
nymes Unternehmen in den Seychellen zu eröffnen. 48 Pro-
zent der angeschriebenen Finanzberater waren dazu bereit, 
und die Mehrheit der Korrumpierbaren befand sich nicht in 
Steuerfluchtoasen, sondern in den Staaten der OECD. All das 
befördert eine Entwicklung, die sowohl die Marktwirtschaft 
als auch die Globalisierung massiv behindern und verzer-
ren. Nicht nur in den aktuell in Verruf stehenden Russland, 
Island, Iran oder Großbritannien. Gerade in den ärmsten 
Ländern der Welt wirken Scheinfirmen wie Turbogenera-
toren der Kleptokratie. Hier geht es längst nicht mehr nur 
um ein paar Millionen für den einen oder anderen Gauner. 

Produzenten der Elends

In den vergangenen zehn Jahren haben die Eliten der 139 
Entwicklungsländer insgesamt 7,8 Billionen Dollar aus ih-
ren Ländern gebracht. Zum Vergleich die Gesamtschul-
den dieser Länder: 4,08 Billionen Dollar. Oder sagen wir es 
noch konkreter anhand von Afrika: Pro Jahr werden dort 51 
Mrd. Dollar gestohlen. Das ist mehr als an Entwicklungshil-
fe (48 Mrd.) jährlich nach Afrika fließt. Dieser Kontinent ist 
nicht arm und von Kriegen zerrissen, weil ein übermäch-
tiger Geist ihn straft. Er ist arm, weil er permanent um sei-
nen Reichtum betrogen und geplündert wird und Kriminelle 
im Verbund mit amerikanischen und europäischen Banken 
und Fonds davon profitieren.   

Warum die Verfolgung der Diebe und ihrer Hehler nicht 
passiert, ist letztlich die entscheidende Frage. Sie muss an 
die Politiker weitergegeben werden, die sich jetzt allenthal-
ben über die „schwarzen Schafe“ des Kapitalismus entrüs-
ten, aber gerne die Hand aufhalten, wenn es um Parteispen-
den aus eindeutig fragwürdigen Quellen geht (siehe Seite 7). 
Und wenn man das in Betracht zieht und nur ein wenig wei-
ter denkt, müssen wir sie fragen, auf welche Art das schmut-
zige Kapital bereits die Entscheidungsfindung in unseren 
Demokratien beeinflusst und warum für die Delinquenten 
trotz hinreichender Indizien alles so gut läuft – oder sollte 
man besser sagen: „... wie geschmiert“?

Oliver Tanzer

arden US-Dollar in der organisier-
ten Kriminalität generiert werden 
– noch einmal soviel kann man 
zwecks Korruption dazuzählen. 
Die fünfte Generation der Mafia 
hat sich komplett darauf konzen-
triert, ausschließlich wirtschaft-
lich zu agieren und nur mehr im 
Notfall zu töten. 
DiE FurchE: Die geleakten Daten 
reichen bis in die 1970er-Jahre zu-
rück, es handelt sich um 11,5 Mil-
lionen Dokumente. Da müsste sich 
doch einiges beweisen lassen? 
Edelbacher: Die Big Data sind na-
türlich ein enormer Einschnitt, 
aber hier fehlen die Arbeitskräf-
te, um diese Daten nachzuvollzie-
hen. Im Bundeskriminalamt gibt 
es dafür nur sechs Spezialisten. 
Die Finanzbehörden sind natür-
lich immer stärker aufgestellt 
als die Kriminalpolizei, weil der 
Staat vom Finanztopf lebt. Schon 
1998 haben wir Empfehlungen zur 
Geldwäsche-Problematik heraus-
gearbeitet – keine einzige ist um-
gesetzt worden. 
DiE FurchE: Warum nicht? 
Edelbacher: Es gibt eben diese 
Verquickung mit dem Lobbyis-
mus. Österreich ist ja selbst auf der 
Liste der Offshore-Zentren, unse-
re Finanzinstitute leben gut davon. 
Obwohl ein sehr starker ethischer 
Wandel in den letzten 20 Jahren 
eingetreten ist, ist man beim Um-
setzen dieser Empfehlungen sehr 
zurückhaltend. 
DiE FurchE: In Europa gibt es ja ei-
nige kleine, intransparente Län-
der: Die Schweiz, Luxemburg, die 
Niederlande, Liechtenstein, Mal-
ta, Zypern, die Kanalinseln. Ist ei-
ne stärkere Regulierung durch die 
EU unrealistisch, weil die Finanz-
lobby zu stark ist? 
hofer: Erstens das und die EU an 
sich ist viel zu schwach. Schauen 
Sie sich an, was die EU alles nicht 
löst, oder schlicht nicht die Kompe-
tenzen und die politische Gravitas 
hat. Kommissionspräsident Jun-
cker ist angetreten mit dem The-
ma Steuerflucht großer Konzerne, 
die bei ihm in Luxemburg in seiner 
Zeit als Regierungschef angelockt 
wurden. Das war ja sogar ein Wett-
bewerbsvorteil standortpolitisch. 
DiE FurchE: EU-Finanzkommissar 
Moscovici fordert eine schwarze 
Liste aller betroffenen Länder bin-
nen sechs Monaten. Wie optimis-
tisch sind Sie da? 
hofer: Das ist ein Ewig-Thema. Die 
Gefahr ist, dass die Aufmerksam-
keitswelle auch wieder abebbt, 
spätestens wenn der letzte Knüller 
medial verwertet ist. Und einzelne 
Staaten haben natürlich Eigenin-
teressen. Am Finanzplatz London 
lässt man sich nicht gerne dreinre-
den. Wie man strengere Regeln in 
Richtung ferner Länder durchset-
zen will? Da bin ich skeptisch. 
DiE FurchE: Was müsste gesche-

hen, damit hier Politik und Wirt-
schaft an einem Strang ziehen?
Kriechbaum: Es haben einfach 
sehr viele Privilegierte und Amts-
inhaber Interessen, dass dieses 
Sys tem weiterbesteht. Manche 
trauen sich wohl auch nicht drüber, 
weil das Thema zu heiß ist. Hier 
steckt natürlich die geballte po-

litische Macht und Finanzmacht 
der Welt drinnen. Psychologisch 
betrachtet ist für uns Normalbür-
ger auch ein gewisser Reiz da, ei-
ne Ehrfurcht, wenn wir aufblicken, 
wie die Leute mit Milliarden jon-
glieren. Das fasziniert natürlich, 
diese Symbiose nutzen die Reichen 
aus. Wir werden gemolken und die 
leben gut. Und durch den parteipo-
litischen Sumpf kommen oft fach-
lich und menschlich sehr inkom-
petente Leute ganz nach oben. 

Sie haben ihre Vasallen, ihr Netz-
werk und treiben ihr Unwesen.
DiE FurchE: Wie ticken Steuerhin-
terzieher? Sind sie ungeniert, oder 
ist das gar Teil des „guten Tons“? 
Kriechbaum: Manche geben sogar
an: „Schau, den Ferrari habe ich 
mir gekauft, weil ich die Finanz be-
trogen habe!“ Man muss wohl kor-
rupt sein, um Milliarden-Gelder 
zu verdienen. In dieser Liga ist das 
einfach ein Wettbewerbsaspekt. 
Würde die Korruption wegfallen – 
von der psychosozialen Definiti-

on her, nicht von der juristischen 
– würde das ganze politische, wirt-
schaftliche System, das ganze Fi-
nanzsystem zusammenbrechen. 
Korruption ist ein extremer Kitt. 
Edelbacher: Das ist die soziale 
Komponente der Kriminalität: Oh-
ne sie gäbe es keine Polizisten, kei-
ne Behörden. Da steckt eine irre 
schöpferische Kraft. (lacht)

Kriechbaum: Das Bruttoinlands-
produkt wäre viel kleiner. (lacht) 
hofer: Am Beispiel Ulli Hoeneß 
kann man es schön festmachen: 
Vor eineinhalb Jahren war es ein 
Riesen-Finanzskandal: Der große 
Star der Bayern fällt. Nun ist er am 
Weg zurück, wird genauso respek-
tiert wir vorher. Ich glaube nicht, 
dass Lionel Messi niemand mehr 
beim Fußballspielen zuschauen 
wird wegen dieser Geschichte. 
DiE FurchE: Wo ziehen Sie die Gren-
ze zwischen legal, legitim, ethisch? 
hofer: Die strafrechtliche Rele-
vanz ist politisch betrachtet eine 
sekundäre Frage, weil der Image-
Schaden sowieso da ist, ob der 
Beweggrund nun wirklich Steu-
erhinterziehung oder Sicherheits-
denken war im Falle Camerons. 
Für ihn ist die Optik jetzt ganz 
schlecht, auch wenn das legitim 
war. Da sind schon wir als Publi-
kum auch Teil des Ganzen: „Uh, 
offshore – böse, korrupt, Vorurteil 
bestätigt, abgehakt!“ Die ethische 
Geschichte ist wieder eine andere.
Kriechbaum: Es wäre günstig, 
wenn die Politik weltweit in der 
Lage wäre, legale Standards zu 
definieren – in Panama, in Öster- 
reich, sonstwo. Es ist ja absurd, 
dass es in einem Land völlig okay 
ist, und man trotzdem scheel ange-
schaut wird als Politiker. Solange 
man nur appelliert, es müsse doch 
ethisch gehandelt werden, gibt 
man den psychopathischen Typen 
wieder Wettbewerbsvorteile. 
DiE FurchE: Das klingt alles recht 
pessimistisch.
Edelbacher: Weil diese Kluft Arm-
Reich nach wie vor massiv ausei-
nander geht, wäre es die Aufgabe 
der UNO oder der EU, einen Aus-
gleich zu gestalten. Das schafft 
man in Österreich zwar im beschei-
denen Maße, aber die globalen 
Trends sind viel stärker. Da fürchte 
ich, werden wir wieder dort landen, 
wo wir 1848 waren. Wenn die Ar-
beitslosensituation, die Wander-
bewegung nicht unter Kontrolle 
zu bringen sind, kann es nur den 
Aufbruch in einen Krieg oder eine 
Revolution geben.
Kriechbaum: So wie wir in Ös-
terreich leben, ist das angesichts 
der menschlichen Eigenschaften 
schon relativ optimal. Das optimale 
politische System schaffen wir 
kollektiv nicht. Man weiß: Acht bis 
zwölf Leute kann der einzelne über-
blicken bei einem Meeting, im Hin-
tergrund können noch bis zu 200 
Leute sein. Alles darüber hinaus 
entwickelt aber eine Eigendyna-
mik. Darum ist auch die EU oder 
gar die Welt viel schwieriger zu re-
gieren als Österreich.

„ Die großen Finanzinstitute 
werden alle Butter am Kopf 
haben, auch Bank Austria 
und Erste. Da wird es wohl 
noch zu einigen Rücktrit-
ten kommen. (Edelbacher)“

„ Um Milliarden zu verdienen, muss man 
wohl korrupt sein. Fiele die Korruption 

weg, würde das ganze politische und wirt-
schaftliche System kollabieren. (Kriechbaum)“

„ In den Behörden fehlen die Fachleute, 
um die Daten zu durchforsten. Schon 1998 
haben wir Empfehlungen zur Geldwäsche-

Frage erarbeitet – ohne Erfolg. (Edelbacher)“

FRAGE:Ich besitze seit 1986 ein Grundstück,
das auf einer Seite an die öffentliche Straße,
an den anderen Seiten an Privatgrund
grenzt. Auf der Seite eines Privatgrund-
stückes befindet sich ein großes Einfahrtstor,
das wir seit Jahrzehnten als Zufahrt be-
nutzen und wo wir an der Grenze zu dem
Privatgrundstück seit 30 Jahren unser Auto
parken. Der Besitzer des Privatgrundstückes
will dieses in einen privaten Parkplatz um-
wandeln, der sich vor unserem Einfahrtstor
befinden würde. Hätten wir weiterhin ein
Zufahrtsrecht?       Oliver T., E-Mail

ANTWORT: Es könnte laut Rechtsanwalt
Stephan Winklbauer sein, dass Sie
über die Jahre ein Zufahrtsrecht als
Servitut (Dienstbarkeit) ersessen ha-
ben. Für eine hier denkbare „unei-

gentliche“ Ersitzung ist ein 30 Jahre
langer, durchgehender „Besitz“ not-
wendig. Sie müssen diesen Besitz 30
Jahre lang durch Verwendung des
Nachbargrundstückes als Zufahrt und
Parkplatz beansprucht haben, und
Ihr Nachbar musste diese tatsächliche
Ausübung erkennen können. Das
Servitut entsteht als außerbücherli-
ches Recht mit Abschluss der Ersit-
zungszeit, eine Eintragung in das
Grundbuch ist nicht erforderlich. Der
außerbücherliche Rechtserwerber
kann den Eigentümer auf Feststellung
seines Rechts klagen und aufgrund
dieses Urteils die Einverleibung im
Grundbuch verlangen. Ob Sie tat-
sächlich die Voraussetzungen erfüllen
(vor allem hinsichtlich des Parkplat-
zes), müsste im Einzelnen geprüft
werden.

LESERSERVICE 
im Mai

Leser fragen
beantwortet von 
RAJA KORINEK UND JULIA KISTNER 

antwortet

FRAGE: Ich habe im November 2015 die
BB Biotech Aktie (CH0038389992)
erworben. Mir wurde eine Pauschalsteuer
von 5,67 Prozent meines Kaufpreises ab-
gezogen. Es sei ein schwarzer Fonds.
                          Franz B., E-Mail

ANTWORT: Ihr Ärger ist verständlich.
Sie können aber einen Teil des Geldes
zurückbekommen, meint Steuerbe-
rater Thomas Wilhelm von  
EY „Im Zuge der verstärkten Regu-
lierung von Finanzprodukten wurde
die BB Biotech AG als alternativer
Investmentfonds (AIF) klassifiziert
und ab November 2015 in den Ban-
kensystemen steuerlich als solcher
erfasst. AIF gelten unabhängig von
der Rechtsform als schwarze Fonds,
die der Pauschalbesteuerung unter-
liegen, sofern die ausschüt tungs -
gleichen Erträge nicht nachgewiesen
werden.“ Ausschüttungsgleiche Er-
träge sind realisierte Erträge, die ein
Fonds reinvestiert, statt sie auszu-

schütten. Sie sind zu  versteuern. Von
BB Biotech erhalten Sie den erfor-
derlichen Nachweis für Ihre Bank.
Sie schreibt Ihnen rückwirkend die
per Ende 2015 einbehaltene Pau -
schal steuer gut. Dafür wird Ihnen die
KESt auf die (niedrigeren) ausschüt-
tungsgleichen Erträge abgezogen.
Senden Sie hierfür bitte einen De-
potauszug an Lydia Zwicker von der
BB Biotech AG (lzw@bbbiotech.ch).
Sie erhalten per E-Mail einen Selbst-
nachweis für Ihre Bank.

Plötzliche Pauschalbesteuerung 

Freie Zufahrt

Leserservice
Für Fragen zu publizierten Artikeln steht
 Ihnen der GEWINN-Leserservice online

unter www.gewinn.com, Menüpunkt 
Leser-Reaktionen, per Mail unter 

leserservice@gewinn.com,
telefonisch unter 01/521 24-48 oder per 
Fax unter 01/521 24-30 zur Verfügung.

Helikoptergeld, kann es fliegen?

MIT JULIA KISTNER*

Helikoptergeld ist der neueste
Schrei aus der Zauberkiste der

Zentralbanken. EZB-Chef Mario Drag-
hi bezeichnete solche Geldgeschenke
an die Bevölkerung schon als „interes-
santes Konzept“. Eine Utopie? Wer hät-
te sich schon vor ein paar Jahren vor-
stellen können, dass die Notenbanken
dieser Welt einmal Anleihen um zwölf
Billionen (!) US-Dollar aufkaufen. 

Natürlich lassen bei dieser extrems -
ten Form der lockeren Geldpolitik nicht
Black Hawks Geldscheine vom Him-
mel regnen. Das Sinnbild geht auf den
liberalen Ökonomen Milton Friedman
zurück. Er meinte 1969, dass man die
Wirtschaft und Inflation stimulieren
könnte, indem man Geld aus Helikop -
tern abwirft. Die Menschen würden es
auflesen und ausgeben.

Gemeint war, dass man Privaten
und Unternehmen Geld direkt ohne
Umweg über die Banken zukommen
lässt. Dies funktioniert, indem man ih-
nen ein Konto bei der Notenbank oder
beim Finanzministerium einrichtet.
Oder indem die Notenbanken Staats-
ausgaben oder Steuersenkungen mit
frisch gedrucktem Geld finanzieren,
Letzteres empfahl 2002 der damalige
US-Notenbankchef Bernanke.

Ob Geldgeschenke tatsächlich die
Wirtschaft ankurbeln, bleibt umstritten.
Dies hängt von der Glaubwürdigkeit
der (Steuer-)Geschenke ab, dass sie
nicht nur temporär sind. Alles klar? Ich
freue mich auf Ihre Finanzfragen:
leserservice@gewinn.com

*) Mag. Julia Kistner ist stellvertretende Chef redakteurin
bei GEWINN.
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Die Österreicher fahren im Durchschnitt
17 km pro Strecke.

Es werden durchschnittlich 140 € pro
Monat für die Nutzung des Autos und
42 € für die Nutzung der öffentlichen
Verkehrsmittel ausgegeben.

Privates
Auto

Öffentliche
Verkehrsmittel

Fahrrad Firmenauto Zu Fuß Private
Fahrgemeinschaft

58%

19%

8% 7% 7%

1%

Genutzte Verkehrsmittel für den Weg in die Arbeit

Ohne Gewähr

mit dem Fahrrad, 7 Prozent-
können auf ein Firmenauto
zurückgreifen und ebenso
viele gehen zu Fuß.
Lediglich jeder Hunderts-

te ist in privaten Fahrge-
meinschaften unterwegs.
Warum das private Auto an
erster Stelle ist? „Zeiterspar-
nis und Bequemlichkeit sind
die zentralen Motive“, so
IMAS-Forscher Eiselsberg.
Für die Öffis sprechen die
günstigeren Kosten.

Wenn der Weg nicht das
Ziel ist – im Auftrag von
IMAS wurden mehr als
1000 Österreicher repräsen-
tativ befragt: „Wie legen Sie

VONMATTHIAS LASSNIG
UND SANDRA RAMSAUER

dieWegstrecke zu IhremAr-
beitsplatz zurück?“ 58 Pro-
zent der Befragten vertrauen
auf das Auto. Die zweite
Pendlergruppe beträgt fast
ein Fünftel und steigt in öf-
fentliche Verkehrsmittel
ein, um zum Job-Ort zu ge-
langen. Immerhin knapp je-
der Zehnte trotzt Wind und
Wetter und fährt ganzjährig

Land der Berge, Land der Pendler! 58
Prozent der Österreicher nutzen ihren
privaten Wagen, um zur Arbeit zu kom-
men. Das belegt eine aktuelle Umfrage

Pendler vertrauen auf das Auto
Jeder Zweite fährtmit dem Pkw zur Arbeit Im Schnitt 34 km Studie besagt:

des renommierten IMAS-Instituts. 19
Prozent der Befragten nutzen die Öffis
und nur jeder Hundertste organisiert
sich in einer privaten Fahrgemeinschaft.

Der Brief des
Hofbeamten ent-
hüllt Details über
RudolfundMary.

Es sind acht eng beschrie-
bene Seiten in Kurrent-
schrift, die am 30. Novem-
ber im Palais Dorotheum in
Wien zur Auktion gelangen.
Sie gehören ab sofort zu den
wichtigsten Dokumenten im
Kriminalfall Mayerling. Ge-
schrieben wurde der Brief,
der aus einem Privatarchiv
stammt, am 12. Februar
1889, der Absender war
Theodor Weber. Er war
Hofbeamter. Am 30. Jänner

Der mysteriöse Tod von
Kronprinz Rudolf undMa-
ry Vetsera ist bis heute un-
geklärt. Ein nun aufge-
tauchter Brief eines Hof-
beamtenmit Insiderwissen
erhärtet jetzt die Selbst-
mord-Theorie: „Glauben
Sie an das, was der Kaiser
nach langem Kampfe mit
sich verkündete: Es liegt
ein Selbstmord vor“, steht
in dem Schreiben.

1889 musste er zu einem be-
sonderen Dienst antreten:
Er hatte den Auftrag, die
Leiche von Kronprinz Ru-
dolf in die Hofburg zu über-
führen. Es handelt sich um
einen Zeugen-
Bericht, der je-
der wissen-
schaftlichen
Überprüfung
standhält. Alle
Details stim-
menmit den Fakten überein.
Weber erzählt z. B. von den
dilettantischen Versuchen
des Hofes, eine natürliche
Todesursache zu fingieren.
An der wahren Todesursa-
che gibt es für ihn keinen
Zweifel: „Es liegt ein Selbst-
mord vor.“
Diese neue Quelle erlaubt
einen intimen Blick auf die
kaiserliche Familie in den
Tagen nach der Katastro-
phe. Am meisten ließ Kaiser
Franz Joseph seiner Trauer
freien Lauf. Immer wieder,

so beschrieb es der Hofbe-
amte, verlor der Kaiser seine
Fassung: „Dann nach der
Beerdigung in der Gruft bei
den Kapuzinern unten warf
er sich auf den schon ge-

schlossenen
Sarg und
küsste den
Deckel.“ Für
die For-
schung ist
dieser Brief

noch aus einem anderen
Grund bemerkenswert: Zum
ersten Mal liegt die Aussage
eines Hofmitglieds über die
Reaktion der Bevölkerung
vor, nachdem innerhalb von
48 Stunden zwei falsche To-
desursachen veröffentlicht
worden sind. Weber berich-
tet von massiven Ausschrei-
tungen vor derHofburg.
Bei der Autographen-

Auktion des Dorotheum
wird weiters noch ein Brief
Mary Vetseras aus dem
Sommer 1888 versteigert.

Brief aufgetauchtCausa Mayerling: Neuer
TodvonKronprinzRudolf undMaryVetserableibtmysteriös Dokument untermauert Suizidtheorie

Ziehung vom 13. 11.

19468
Glückssymbol „Glücksklee“

die ins Pfandl gehen, befin-
den sich oft in verzweifelten
Lebenssituationen. Verträ-
ge werden überhastet und
unüberlegt abgeschlossen.
Es ist Aufgabe der Politik,
auch diese Leute zu schüt-
zen“, ärgert sich Parlamen-
tarierin Aslan über die bis-
herigen Praktiken. Oft wird
die wahre, astronomische
Höhe des Zinssatzes ver-
schleiert – und die Kon-
sumenten tappen erneut
in eine Schuldenfalle . . .

Um dieser Kostenfalle ei-
nen Riegel vorzuschieben,
haben die Grünen einen
Entschließungsantrag im
Parlament eingebracht.

VONCHRISTOPHMATZL

„Konkret wird die Regie-
rung aufgefordert, einen Ge-
setzesentwurf vorzulegen,
der den Anwendungsbe-
reich des Verbraucher-
kreditgesetzes weitge-
hend auch auf Pfandleih-
verträge ausdehnt“, so die
Abgeordnete Berivan Aslan.
Hintergrund des Antrages

ist eine aktuelle Studie der
Arbeiterkammer, die auf-
zeigt, wie gnadenlos etliche
Pfandverleiher die Notsitua-
tion ausnützen. „Menschen,

Wer dringend Bargeld braucht, von einer Bank aber
keines mehr bekommt, dem bleibt meist nur noch der
Weg zur Pfandleihanstalt, vulgo „Pfandl“. Denn dort
lässt sich vieles – vom Familienschmuck bis zum Auto –
versetzen. Doch die Kredite sind oft horrend. Wie die
grüne Konsumentenschützerin Aslan aufdeckt, bewegen
sich die Jahreszinssätze zwischen 67,6 und 325,8%!

„Pfandl“ für viele
als Schuldenfalle

Bis zu 325,8 (!) Prozent Jahreszinssätze:

ImGrün-Visier: Pfandhäuser

Eine europaweite einheit-
liche Pkw-Maut plant die
EU. Der Verband Europäi-
scher Automobilclubs
(EAC), bei dem auch der
ARBÖ ist, spricht sich für
eine Vignettenlösung aus,
wie sie die ASFINAG schon
seit Jahren in Österreich
erfolgreich anwendet.
ARBÖ-Chef Kumnig sagt:
„Die Vignette ist kosten-
günstiger als ein elektro-
nischesMautsystem.“

Pendler sind
abhängig von

Treibstoffpreisen,
ParkplätzenundArbeits-
plätzen als solches.
DDr. Paul Eiselsberg von IMAS zur „Krone“

Kennenlern-Abo
mit Maronimesser!

servusmagazin.at/maroni

Kennenlern-Abo 
mit Maronimesser!
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RICHARDWIENS

WIEN. Sparer ärgern sich über Nied-
rigzinsen, gleichzeitig ist die Nach-
frage nach Krediten verhalten, die
Aktienmärkte laufen heiß, der Im-
mobilienmarkt boomt, die Inflation
ist an einem Tiefpunkt angekom-
men, das wiederum bringt leichte
Reallohnzuwächse mit sich. In der
Wirtschaft hat sich im Gefolge der
Finanzkrise vieles verändert und
nicht immer ist das, was passiert,
auf Anhieb zu verstehen. Und viele
Konsumenten und private Anleger
fragen sich, welche Auswirkungen
das auf ihre persönlichen Finanzen
hat. Um das zu beantworten, man-
gelt es häufig aber am Wissen über
grundlegende wirtschaftliche Zu-
sammenhänge und über Finanzen.

Eine im November 2014 von der
Oesterreichischen Nationalbank
(OeNB) im Rahmen eines Projekts
der OECD (Organisation für wirt-
schaftliche Kooperation und Ent-
wicklung) durchgeführte Umfrage
unter 2000 privaten Haushalten
hat bestätigt, was schon frühere Er-
hebungen zeigten: Um das Finanz-
wissen der Bürger in Österreich ist
es nicht zum Besten bestellt.

Können noch 94 Prozent der Be-
fragten korrekt durch fünf dividie-
ren, sind es bereits 15 Prozent, die
nicht begreifen, dass es in der Geld-
anlage einen Zusammenhang von
höheren Erträgen und höherem Ri-
siko gibt. Einem gleich hohen Pro-
zentsatz ist nicht verständlich, dass
bei hoher Inflation die Kosten für
die Lebenshaltung rasch steigen.

„Es gibt große Wissensdefizite
bei Fragen, die kein Expertentum
voraussetzen“, stellt OeNB-Ökono-

Viele Bürger scheitern in Finanzdingen schon an einfachen Fragen. Die Oesterreichische Nationalbank verstärkt
deshalb ihr Informationsangebot, um das Finanzwissen in Österreich zu verbessern.

In Österreich fehlt es an

Finanzbildung

min Maria Silgoner nüchtern fest,
Österreich bewege sich im europäi-
schen Durchschnitt. Nur zwei Drit-
tel der Befragten können berech-
nen, was aus 100 Euro bei einem
Zinssatz von 2 Prozent nach einem
Jahr wird (102 Euro). Ein gleich ho-
her Prozentsatz versteht das Kon-
zept von Inflation nicht und dass
man sich nach einem Jahr entspre-
chend weniger kaufen kann. Im
Hinblick auf den hohen Verbrei-
tungsgrad von Fremdwährungskre-
diten in Österreich hat die OeNB

eine Frage dazu gestellt. Rund die
Hälfte der Befragten beantwortet
die Frage, wie sich eine Abwertung
des Euro für sie als Besitzer eines
Kredits in Schweizer Franken aus-
wirkt, falsch oder weiß keine Ant-
wort. Bei der Frage, wie sich der
Kurs von Anleihen verändert (er
fällt), wenn die Zinsen steigen, weiß
überhaupt nur mehr ein Fünftel die
richtige Antwort. Die Umfrage hat
ergeben, dass Männer mehr wissen
als Frauen (die bei Multiple-Choice-
Tests generell schlechter abschnei-

den), Junge weniger Ahnung haben
als ältere Personen und dass das Fi-
nanzwissen generell vom Grad der
Bildung abhängt, sagt Silgoner.

Finanzbildung sei wie Bildung
insgesamt „ein öffentliches Gut“,
sagt OeNB-Gouverneur Ewald No-
wotny. Einer unabhängigen Institu-
tion wie der Notenbank stehe es da-
her gut an, sich um Themen anzu-
nehmen, bei denen eine langfristige
Perspektive nötig ist. Ein höheres
Finanzwissen sei aber nicht nur für
jene gut, denen es vermittelt werde,

sondern bringe über bessere Ent-
scheidungen auch beim Aufneh-
men von Schulden gesamtgesell-
schaftlich Vorteile. Ein höherer
Grad an Finanzwissen sei kein
Selbstzweck, sondern trage zur Sta-
bilität des Finanzmarktes bei, sagt
Nowotny. Mehr Wissen über wirt-
schaftliche Zusammenhänge kom-
me auch den Notenbanken zugute,
weil damit die Effektivität der Geld-
politik erhöht wird.

Um das Wissen der Bevölkerung
im Finanzbereich zu steigern, kon-
zentriert die sich OeNB auf Schu-
len. Begonnen wird schon bei den
Kleinsten, wo versucht wird, spiele-
risch Wissen zu vermitteln. An das
Alter angepasste Angebote gibt es
auch für Schüler der Unter- und der
Oberstufe. Angesetzt wird aber
auch bei den Lehrern, für die es
neben Unterrichtsmaterialien auch

Angebote zur Weiterbildung gibt,
was auch gut nachgefragt werde,
sagt OeNB-Experte Martin Tabors-
ky. Die Nationalbank hat ihre beste-
henden Informationsangebote er-
weitert und nun auf einer eigenen
Homepage (WWW.EUROLOGISCH.AT) ge-
bündelt. Dort finden sich zahlrei-
che Online-Tools und auch Kurzfil-
me zu verschiedenen Themen.

Die OeNB stellt für Bildungsakti-
vitäten rund 500.000 Euro pro Jahr
zur Verfügung, „da wird nicht ge-
kürzt“, betont Nowotny.

Man kann nicht früh genug damit beginnen, den Umgangmit Geld zu erlernen. BILD: SN/BLIZNETSOVA - FOTOLIA

1. Bis zum Jahr 2020 hat sich
Ihr Einkommen verdop-

pelt, die Preise für Güter eben-
falls. Wie viel werden Sie sich
dann von Ihrem Einkommen
leisten können?

A mehr als heute
B genaudasselbewieheute
C weniger als heute

2. Normalerweise lässt sich
das Anlagerisiko am Ak-

tienmarkt verringern, indem
man eine Vielzahl verschiede-
ner Aktien kauft.

A richtig
B falsch

3. Sie haben um 1000 Euro Ihr
Konto überzogen. Der Soll-

zins beträgt 20 Prozent pro Jahr.
Sie zahlen nichts zurück. Wie lan-
ge dauert es, bis sich die Schul-
den verdoppelt haben?

A 2 Jahre
B weniger als 5 Jahre
C 5 bis 10 Jahre

4. Sie haben 3000 Euro Schul-
den gemacht und zahlen ei-

nen Sollzins von zwölf Prozent. Je-
denMonat tragen Sie 30 Euro ab.
Wann sind die Schulden getilgt?

A in weniger als 5 Jahren
B in 5 bis 10 Jahren

Neun Fragen zum Finanzwissen
Kniffeliges zu Inflation, Zinsen, Wechselkurs und Risikostreuung für den Selbsttest

C in 10 bis 15 Jahren
D nie

5. Wenn Sie für Ihr Spargutha-
ben Zinsen in Höhe von ei-

nem Prozent pro Jahr bekommen
und die Inflation zwei Prozent be-
trägt: Wie viel können sie sich mit
demGeld auf ihrem Konto nach
einem Jahr kaufen?

A mehr als heute
B genauso viel
C weniger als heute

6. Sie haben einen Kredit in
Schweizer Franken aufge-

nommen und der Euro wertet ge-

genüber dem Schweizer Franken
ab. Wie viel müssen Sie in Euro
zurückzahlen?

A mehr als vorher
B genau so viel
C weniger als vorher

7. Sie legen 100 Euro auf einem
gebührenfreien Sparkonto

mit einem garantierten Zinssatz
von zwei Prozent pro Jahr an. Sie
zahlen kein weiteres Geld ein und
heben auch keines ab. Wie hoch
ist der Kontostand einschließlich
Zinsen Ende des ersten Jahres?

A 100 Euro
B 101 Euro

C 102 Euro
D 105 Euro

8. Und wie hoch ist der Konto-
stand nach 5 Jahren?

A mehr als 110 Euro
B genau 110 Euro
C weniger als 110 Euro
D weniger als 115 Euro

9. Wenn Zinsen steigen, was
passiert dann üblicherweise

mit dem Kurs von Anleihen?

A der Kurs steigt
B der Kurs fällt
C der Kurs bleibt gleich
D es besteht Zusammenhang

„GroßeWissensdefizite
bei Fragen, für die kein
Expertentum nötig ist.“
Maria Silgoner, OeNB-Ökonomin

LÖSUNG:1B,2A,3B,4D,5C,6A,7C,8A,9B

DASGEHEIMNIS UNSERES ERFOLGS:
UNABHÄNGIGKEIT.

www.rbinternational.com
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Geldvermögen
der Haushalte
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in Mrd. Euro

Bargeld

Einlagen

Wertpapiere

Aktien

Investmentzertifikate

Lebensversicherungsansprüche

Kapitalgedeckte
Pensionsansprüche

Sonstige

21,5

21052104

224,4

36,5

19,6

51,3

72,3

39,6

139,5
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Das Sparschwein
leidet an der
Schwindsucht
Wer in diesem Umfeld
noch Vermögen bilden
kann, hat schon welches.

Wir haben es an dieser
Stelle schon einmal

angemerkt, jetzt wird es
durch die OeNB-Statistik so-
zusagen amtlich bestätigt:
Die private Vermögensbil-
dung ist vorerst einmal tot –
und das wahrscheinlich auf
längere Zeit. Wenn Zinspro-
dukte real durch die Bank
negativ rentieren (also Ver-
mögen vernichten statt zu
vermehren) und gleichzeitig
Realeinkommen sinken, ist
eben nichts anderes zu er-
warten.

Das hat eine Reihe von
ziemlich gravierenden Aus-
wirkungen. Beispielsweise
das Ende der privaten Pen-
sionsvorsorge. Das Volumen
der kapitalgedeckten Pen-
sionsansprüche ist (abzüg-
lich Neugeschäft) 2015 lang-
samer gestiegen als die Infla-
tionsrate, die Ansprüche aus
Lebensversicherungsverträ-
gen (früher ein beliebtes
Vorsorgeinstrument) gehen
sogar zurück.

Das vor allem im vergan-
genen Jahrzehnt sehr strapa-
zierte Mantra, wonach kapi-
talgedeckte Vorsorgemodel-
le das in einer alternden Ge-
sellschaft drohende Demo-
grafieproblem bei den Pen-
sionen kompensieren könn-
ten, ist also wohl Vergangen-
heit.

Ä ndern wird sich daran
so schnell nichts. Mit

der Beinahe-Nullzinspolitik
werden wir sehr lang leben
müssen. Die Notenbanken
wissen ja nicht mehr, wie sie
aus der ursprünglich als
Konjunktur-Anschubimpuls
gedachten Nullzinsfalle wie-
der herauskommen können,
zumal ein deutlicher Zinsen-
schub sehr schnell einige
hoch verschuldete Staaten
ins Wackeln brächte.

Und die Realeinkom-
men? Da bringt die Steuerre-
form heuer eine Scheiner-
leichterung: Netto bleibt im
Börserl nach Lohnsteuer tat-
sächlich mehr, aber der Staat
holt das mit der anderen
Hand gleich wieder heraus:
Das Gesamtsteueraufkom-
men ist in den ersten beiden
Monaten dieses Jahres trotz
Lohnsteuerreform um 2,8
Prozent gestiegen. Und da
sind die Gebühren- und Ab-
gabenorgien, mit denen vie-
le Gemeinden zuschlagen,
noch gar nicht enthalten.

Es bleibt also dabei: Wer
in diesem Umfeld Vermögen
bilden will, muss schon wel-
ches haben. Diese Erkennt-
nis eröffnet keine schöne
Perspektive. Vor allem für
die Jungen nicht, denen da-
mit wesentliche Motivation
zum „Anpacken“ genom-
men wird.

josef.urschitz@diepresse.com

Der Reichtumwächst nicht mehr
Finanzvermögen. Die österreichischen Haushalte haben netto 430 Mrd. Euro auf der hohen
Kante. Wegen niedriger Zinsen und sinkender Reallöhne wächst das Vermögen aber kaum noch.

Wien. Die österreichischen Haus-
halte sind vergleichsweise reich,
aber ihr Vermögen wächst kaum
noch. So könnte man die gestern
veröffentlichte Studie der National-
bank (OeNB) über das „Finanzver-
halten der privaten Haushalte im
Jahr 2015“ in einem Satz zusam-
menfassen.

Konkret: Die heimischen Pri-
vathaushalte besaßen 2015 ein Fi-
nanzvermögen von 604,7 Mrd.
Euro, dem Schulden (überwiegend
aus Immobilienfinanzierungen) in
Höhe von 175 Mrd. Euro gegen-
überstanden. Ergibt eine „Nettofi-
nanzposition“ von knapp 430 Mrd.
Euro. Anders gesagt: Die Haushalte
hatten im Vorjahr im Schnitt das
2,2-Fache ihres verfügbaren Jahres-
nettoeinkommens auf der hohen
Kante.

Das ist die gute Nachricht. Die
schlechte: Vermögensaufbau war
gestern. Die Finanzvermögen stei-
gen kaum noch, wofür die Natio-
nalbank nicht nur das Niedrigzins-
umfeld, sondern auch die im Vor-
jahr erneut um 0,6 Prozent gesun-
kenen Realeinkommen der Öster-
reicher verantwortlich macht. Das
reale Einkommensniveau ist ja fünf
Jahre lang konstant abgesunken,
was sich nicht nur auf den Kon-
sum, sondern auch auf die Spar-
quote negativ ausgewirkt hat.

Ertrag geht stark zurück
Konkret ist das kumulierte Finanz-
vermögen der Österreicher nomi-
nell um 2,2 Prozent oder auf 604,7
Mrd. Euro gestiegen. Davon entfie-
len 10,6 Mrd. Euro auf Neuveranla-
gungen und nur noch 2,5 Mrd.
Euro auf Vermögensertrag. Insge-
samt war es damit ein außerge-
wöhnlich schwaches Jahr. In den
vergangenen zehn Jahren war die
Vermögenszunahme nur zwei Mal
(im Krisenjahr 2008 und 2011)
noch geringer als im Vorjahr.

Obwohl es mit Sparprodukten
nichts mehr zu verdienen gibt,
steckt mit 224,1 Mrd. Euro noch
deutlich mehr als ein Drittel des Fi-
nanzvermögens in solchen Pro-
dukten. Allerdings kommt es hier

zu starken Umschichtungen: Weil
es angesichts der mikroskopisch
kleinen Zinsen offenbar ohnehin
schon egal ist, werden gebundene
Einlagen großflächig aufgelöst und
in nicht gebundene umgeschichtet.
Konkret sank das Volumen der ge-
bundenen Einlagen um 7,3 Mrd.
Euro, jenes der täglich fälligen
nahm um 13,7Mrd. Euro zu.

Sparen bringt real Verlust
Nominell. Denn real ist Sparen
längst zum Verlustgeschäft gewor-
den. Laut OeNB wurden nicht ge-
bundene Einlagen im Vorjahr nur
noch mit 0,26 Prozent verzinst. Ab-
züglich KESt und Inflationsrate er-
gibt das einen realen Vermögens-
verlust von 0,6 Prozent im Jahr
2015.

Ähnlich krass sieht es bei An-
leihen aus: „Festverzinsliche“

brachten 2015 im Schnitt gerade
noch 0,7 Prozent, was abzüglich
KESt und Inflation einen realen
Vermögensverlust von 0,275 Pro-
zent bedeutet. Kein Wunder, dass
auch aus diesem Bereich 3,5 Mrd.
Euro abflossen.

Investzertifikate statt Anleihen
Auch hier führte das schwierige
Zinsumfeld zu Umschichtungen.
Während Anleihen verloren, legten
Investmentzertifikate um 3,5 Mrd.
Euro (also exakt um die Summe,
die bei den Anleihen abfloss) zu.
Die Anleger weichen den real ne-
gativen Anleihenzinsen also in et-
was besser rentierende, aber auch
etwas riskantere Produkte aus.

Aber zu Börsianern werden sie
deshalb noch lange nicht: Das Vo-
lumen börsenotierter Aktien im Fi-
nanzvermögen nahm zwar von

18,4 auf 19,6 Mrd. Euro zu. Das
dürfte aber ausschließlich auf
Kursgewinne zurückzuführen sein.
Insgesamt machen börsenotierte
Aktien gerade einmal 3,2 Prozent
am gesamten Finanzvermögen aus.
Im internationalen Vergleich ein
sehr niedriger Wert. Immerhin:
Der Aktienanteil lag damit nicht
weit vom Anteil des Bargelds (3,6
Prozent des Gesamtvermögens)
entfernt.

Kleines Detail am Rande: Die
heimischen Haushalte sind im
Schnitt vermögend genug, um eine
längere einkommenslose Durst-
strecke auszuhalten. Die Noten-
bank-Statistiker haben nämlich er-
mittelt, dass Bargeld und täglich
fällige Einlagen (zusammen 127
Mrd. Euro) gereicht hätten, um 70
Prozent der Konsumausgaben des
Jahres 2015 zu finanzieren. (red.)

Warum Brüssel die Geduld mit Spanien verliert
Analyse. Gemeinsam rügen EU und EZB die spanische Regierung. Doch es brodelt schon länger. Denn das gefeierte
Vorbild für Krisenbewältigung erweist sich nun als notorischer Defizitsünder, dessen Reformwillen längst erlahmt ist.

Wien. Der „notwendige Fortschritt
stockt“, die Ziele werden „deutlich
verfehlt“: In einer gemeinsamen
Erklärung prangern EU und EZB
die ausufernde Neuverschuldung
Spaniens an. Hinter den diplomati-
schen Floskeln steckt viel verhal-
tene Wut. Denn Spanien hat den
Bogen klar überspannt: Seit Aus-
bruch der Krise versprach die Re-
gierung in Madrid Jahr für Jahr, ih-
ren Haushalt in Ordnung zu brin-
gen – und erfüllte die vereinbarten
Ziele kein einziges Mal.

Im Wahljahr 2015 spitzte sich
die Situation zu: Die Regierung Ra-
joy stoppte alle Reformen, ließ bei
den Ausgaben die Zügel locker und
hielt doch bis zuletzt störrisch an
Prognosen fest, an die niemand
mehr glaubte. Heraus kamen fünf
Prozent Defizit – trotz historisch
niedriger Zinsen und einer der
höchsten Wachstumsraten in Eu-
ropa. Heuer taktiert Wirtschaftsmi-

nister Luis de Guindos anders: Er
lässt schon jetzt wissen, dass sein
Land die Maastricht-Grenze von
drei Prozent minus unmöglich ein-
halten könne – die „eingetrübte
globale Konjunktur“ sei schuld.

Die Kontrollore in Brüssel bal-
len die Fäuste in den Taschen. Es
bleibt ihnen kaum anderes übrig,
als die Frist für die Zielerfüllung um
ein oder gar zwei Jahre zu strecken.
Noch nie musste ein Staat wirklich
Strafe zahlen (0,2 Prozent des BIPs
wären möglich). Hier kommt das
politische Patt hinzu: Von einer Re-
gierung auf Abruf lässt sich kein
Richtungswechsel fordern. So kratzt
Spanien weiter an 100 Prozent
Staatsverschuldung – und könnte
die psychologisch gefährliche
Schwelle auch überschreiten.

Das mag verwundern. Gilt Spa-
nien nicht als Modell dafür, wie sich
ein Krisenstaat zu einem Treiber
des Wachstums mausern kann? Die

Wirtschaft brach nach dem Platzen
der Immobilienblase völlig ein. Die
kräftige Erholung ist vor allem den
Unternehmen zu verdanken, die
durch sinkende Lohnstückkosten
wieder anWettbewerbsfähigkeit zu-
rückerobert haben.

Selbstherrliche Regionen
Die Politik sekundierte anfangs, in-
dem sie durch Einschnitte und hö-
here Mehrwertsteuer das Budget
zumindest nicht aus dem Ruder
laufen ließ. Und sie setzte mehr
Flexibilität auf dem Arbeitsmarkt
durch. Das sorgte für ein Drittel der
neuen Jobs und konnte den krisen-
bedingten weiteren Anstieg der be-
fristeten Dienstverträge zumindest
stoppen. Doch es bleibt dabei: Nir-
gends in der EU sind anteilig mehr
Menschen nur befristet beschäftigt.
Die Arbeitslosigkeit geht konstant
zurück, bleibt aber mit 20 Prozent
extrem hoch.

Das war es dann auch schon
mit den Erfolgen. Die geplante Li-
beralisierung von Dienstleistungen
sagte die Regierung nach Protesten
von Architekten und Anwälten kur-
zerhand ab. Brüssel und Frankfurt
hatten noch viel mehr empfohlen:
eine moderne Verwaltung, weniger
Bürokratie und Korruption, aktive
Beschäftigungspolitik und eine
Pensionsreform, die über das ra-
sche Reißleineziehen hinausgeht.

Nichts davon setzte das Kabi-
nett Rajoy wirklich um. Stattdessen
senkte es im Vorfeld der Wahlen
großzügig die Steuern. Die Beam-
ten erhalten nun ihr Weihnachts-
geld zurück, auf das sie auf dem
Höhepunkt der Krise verzichten
mussten. Vor allem aber gelang es
nicht, die Spendierfreude der Pro-
vinzkaiser in den Regionen einzu-
dämmen. Und Brüssels Arme sind
zu schwach und kurz, um bis nach
Andalusien zu reichen. (gau)

Lesen Sie die Artikel:

1.	Zeigen Sie das Problem auf.

2.	Analysieren Sie, welche 
Ideen zur Lösung des 
Problems vorgeschlagen 
werden. 

3.	Geben Sie einen Überblick 
über die vorgebrachten 
Argumente.
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Wien/Wismar. Erst stürzte der
Kurs von German Pellets ins Bo-
denlose, dann wollte der Konzern
mehr Zeit für die Tilgung, ehe die
die Firma vergangene Woche Kon-
kurs anmeldete. German Pellets
hat unter anderem wegen des Öl-
preisverfalls schon längere Zeit
wirtschaftliche Schwierigkeiten.
Innerhalb von vier Wochen fielen
die Anleihenkurse von 95 auf we-
niger als ein Prozent. 224 Millio-
nen Euro dürften sich damit in
Luft auflösen. Mit den angebote-
nen Genussrechten stehen min-
destens weitere 40 Millionen Euro
in der Schwebe. Für grün-orien-
tierte Investoren ist der Fall ein
Desaster und bringt den Ruf von
Mittelstandsanleihen in eine kras-
se Schieflage.

Die Pellets-Causa beschäftigt
mittlerweile auch die Staatsan-
waltschaft Rostock. Wie die „Wie-
ner Zeitung“ und die deutsche
Wochenzeitung „Die Zeit“ ge-
meinsam berichteten, dürften An-
legermillionen über das German-
Pellets-Firmengeflecht aus Gesell-
schaften, Holdings und einer Stif-
tung über Wien in die USA geflos-
sen sein. Die Gelder sollten das
Eigenkapital zweier Werke in Lou-
isiana und Texas stärken, die dem
Pellets-Komplex indirekt gehören.
Leiterin der Firmen war Anna Ka-
thrin Leibold, die Ehefrau des
German-Pellets-Chefs Peter Lei-
bold. Sie ist zudem zu 40 Prozent
am Mutterkonzern in Deutsch-
land beteiligt und offenbar auch
Begünstigte der Stiftung. Für das
Ehepaar Leibold gilt die Un-
schuldsvermutung.

Die Werbetrommel, etwa via
Teleshopping, hat mehr als
10.000 Anleger überzeugt, auf die
die Zukunft nachhaltiger Energie
zu wetten und Geld in den Kon-
zern der Leibolds zu investieren.
Das Unternehmen lockte auch mit
hohen Gewinnversprechen – in
diesem Fall mit bis zu acht Pro-
zent Zinsen. Nun dürften die An-
leger baden gehen.

Hohe Gewinnversprechen

Finanzwissenschafter Stefan Pich-
ler von der Wirtschaftsuniversität
Wien (WU) sagt, dass so hohe Ren-
diten mit äußerst hohem Risiko
verbunden sind. Ein gut wirtschaf-
tendes Unternehmen biete unter
zwei Prozent Zinsen in Österreich.
„Das Risiko ist im Fall von German

Pellets viermal so groß“, so Pichler.
„Da ist man im Hochrisikobe-
reich.“ Hier müssten Anleger da-
mit rechnen, dass die Schulden
nicht zurückgezahlt werden kön-
nen, wenn etwas passiert. „Für Ge-
nussrechtsinhaber sieht es noch
etwas schlechter aus, da sie in der
Rangordnung weiter unten ste-
hen.“ Diese hätten aber auch mehr
Rendite versprochen bekommen.
Oder mehr Risiko.

Um den Griff zu solchen Hoch-
risikoanlagen zu verstehen, muss
man die Zeit ein wenig zurück-
drehen. Die Weltwirtschaftskrise,
ausgelöst durch das Platzen der
US-Immobilienblase 2007 und die
einhergehende Banken- und Fi-
nanzkrise, machten Aktienspeku-
lationen unattraktiver. Gleichzei-
tig bringt der permanente Nied-
rigzins auf Sparbücher und Giro-
konten ein Umdenken im Konsu-

mentenverhalten. Genussscheine,
Anleihen oder Crowdinvesting
sind heute alternative Möglichkei-
ten, um Geld anzulegen. Im Fall
von German Pellets mit dem Öko-
Beigeschmack von Nachhaltigkeit
und einer hohen Rendite. „Das ho-
he Gewinnversprechen lockt na-
türlich Leute an“, sagt Pichler.
„Vertriebsformen wie Teleshop-
ping und Social Media spielen auf
diesem Markt eine immer größere
Rolle und sprechen eine jüngere
Klientel an.“ Gerade in der Öko-
Szene werde viel Geld über alter-
native Vertriebskanäle eingesam-
melt. „Der Hauptfehler, den man
hier macht, ist nicht die Investiti-
on per se“, sagt der Finanzwissen-
schafter. „Aber es wird in der Re-
gel das Sortiment nicht entspre-
chend erweitert.“ Mit anderen
Worten: Private investieren in ein
Unternehmen, das vielleicht eine

hohe Rendite anbietet, haben aber
meist keine anderen Anleihen, die
so Verluste auffangen könnten.

Für den Markt der Mittel-
standsanleihen ist das „mit Si-
cherheit ein Rückschlag“, sagt
Pichler. Vielleicht ist es aber für
die Kleinanleger ein heilsamer
Rückschlag, da diese laut Pichler
eher einen Fonds mit mehreren
Unternehmensanleihen kaufen
sollten. Dieser wird von einer
Bank gemanagt, was mit mehr Si-
cherheiten einhergeht.

Vertrieb auf Provisionsbasis

Dass die niedrigen Zinsen bei
konventionellen Anlage- und
Sparformen vermehrt Anleger zu
risikoreichen Produkten greifen
lassen, bestätigt auch Waltraud
Bouzek vom Konsumentenschutz
der Arbeiterkammer Oberöster-
reich. Vor allem kleinere Unter-
nehmen kämen am Kapitalmarkt
immer schwerer an Kredite – und
würden deshalb verstärkt auf al-
ternative Finanzierungsmetho-
den, wie das sogenannte Crowdin-
vesting, zurückgreifen. Erst kürz-
lich finanzierte der Fußballklub
Rapid Wien einen Teil der Kosten
für sein neues Stadion, indem er
mittels Crowdinvesting Fans eine
Anleihe verkaufte.

Bouzek nimmt auch die Ver-
triebswege der Risikoanlagefor-
men in die Pflicht: „Die Konsu-
menten greifen nicht nur wegen
hoher Zinsversprechen zu sol-
chen Produkten, diese werden
auch verstärkt angeboten.“

Problematisch sei, dass der
Vertrieb der Anlageformen von
den Unternehmen an externe Ins-
titute ausgelagert wird. Im Falle
von German Pellets war dies zu-
letzt die in Berlin ansässige Qui-
rin Privatbank sowie die Frank-
furter Steubing AG. Die oft hohen
Provisionen bringen die Vertrei-
ber dazu, ihre Verkaufszahlen in
die Höhe zu treiben.

Oft werden die Risiken, wenn
überhaupt, nur in einem Halbsatz
erwähnt. Im Fall einer Insolvenz
müssten betroffene Anleger dann
nachweisen, nicht ausreichend
über das bestehende Risiko infor-
miert worden zu sein, sagt Bou-
zek. „Das ist aber generell schwer
zu beweisen. Schafft man es,
kann man natürlich vom Berater
Schadenersatz fordern – dann ist
aber immer noch nicht sicher, ob
überhaupt noch etwas zu holen
ist.“ Vorsicht ist also bei der Anla-
geentscheidung geboten. ■

Von Jan Michael Marchart
und Werner Reisinger

Anleihen, Genussscheine, Crowdinvesting: Das niedrige Zinsniveau lässt
Sparer vermehrt zu riskanten Anlageformen greifen. Das Risiko ist vielen nicht bewusst.

Viel Holz, hohes RisikoNationalrat. Die Präsidiale des
Nationalrats hat sich einstimmig
darauf festgelegt, kommende Wo-
che einen der beiden ursprüng-
lich angesetzten Plenartage zu
streichen. Der Grund: Es mangelt
an beschlussreifen Vorlagen. So-
mit gibt es nur die Sitzung am
Mittwoch. Ein Highlight soll dage-
gen die Sitzung am 28. April brin-
gen. Zu dieser wird auf Initiative
von Nationalratspräsidentin Doris
Bures (SPÖ) UNO-Generalsekretär
Ban Ki-moon als Redner geladen.

Juristenstreit. Der Innsbrucker
Europarechtler Walter Obwexer,
der sich gegen die Vorwürfe der
EU-Kommission bezüglich Öster-
reichs Flüchtlingsmaßnahmen ge-
stellt hat, stößt an der eigenen
Universität auf Kritik. Obwexers
Argumentation sei „rechtlich völ-
lig falsch, ja geradezu hanebü-
cherner Unsinn“, erklärte Obwe-
xers Kollege Peter Hilpold. Es
stimme nicht, dass es auf Grund-
lage der Menschenrechtskonventi-
on, der Grundrechte-Charta und
der Genfer Konvention kein Recht
auf Asyl, sondern nur einen
Schutz vor Rückschiebung in ei-
nen unsicheren Staat gebe. Obwe-
xer soll als einer von zwei Exper-
ten für die Regierung bis Mitte
März die Zulässigkeit von „Richt-
werten“ für die Zulassung von
Asylanträgen klären. Aus Hil-
polds Sicht fehlt ihm dafür aber
die Expertise, schließlich habe
Obwexer nie in diesem Bereich
gearbeitet, sagte er zur APA.

Heta. Die jüngsten Ausführungen
von Anleihegläubigern der Hypo-
Alpe-Adria-Nachfolgerin Heta, die
Kärntens Rückkaufangebot weiter
dezidiert ablehnen, lassen das Fi-
nanzministerium kalt. „Das Ange-
bot ist nicht verhandelbar“, hieß
es dort am Freitag. Die Gläubiger
könnten weiter bis 11. März über-
legen. ob sie „jetzt Cash“ anneh-
men oder „jahrelange Unsicher-
heiten in Form von Prozessen in
Kauf nehmen wollen“. Gläubige-
rin ist auch die Hypo Niederöster-
reich. Sie hat direkt 225 Millio-
nen Euro im Feuer und ist Teil
des „Par-Investorenpools“, der sei-
ne Forderungen zu 100 Prozent
beglichen haben will und Kärn-
tens Kaufangebot (Abschlag von
25 Prozent) ablehnt.

Pensionen. Die ÖVP hat sich of-
fenbar von ihrer Forderung einer
vorzeitigen Anhebung des Frau-
enpensionsalters verabschiedet,
wie die „Presse“ berichtet. Pensi-
onsreform-Verhandler August Wö-
ginger (ÖVP) hat den Vorschlag
von Finanzminister Hans Jörg
Schelling nicht aufgenommen.
„Wir konzentrieren uns auf ande-
re Dinge“, sagte Wöginger. Frau-
enministerin Gabriele Heinisch-
Hosek zeigte sich darüber erfreut
über das „Einlenken“ der ÖVP, es
sei ein „großer Erfolg für die
Frauen in Österreich“. Über die
Vorschläge des Koalitionspartners
werde man diskutieren, eine Not-
wendigkeit für tiefgreifende Re-
formen am Pensionssystem sieht
sie aber nicht.

Grüne. Die Grünen haben eine
neue Vize-Parteichefin. Ingrid Fe-
lipe, Landeshauptmann-Stellver-
treterin in Tirol, wurde am Frei-
tag vom erweiterten Bundesvor-
stand zur stellvertretenden Bun-
dessprecherin gewählt. Sie folgt
damit auf die Wiener Vizebürger-
meisterin Maria Vassilakou, die
diesen Posten fast acht Jahre lang
innegehabt hatte. Als Stellvertre-
ter bestätigt wurde Vize-Klubchef
Werner Kogler.

KURZ NOTIERT

Linz. (del) „Avrasya“, der Linzer
Verein der als rechtsextremen
eingestuften türkischen „Grauen
Wölfe“, lädt laut dem oberöster-
reichischen Netzwerk gegen Ras-
sismus am Samstag zu einer Feier
zur blutigen Schlacht von Çanak-
kale. Gefeiert wird dabei die
Schlacht auf der türkischen Halb-
insel Gallipoli. 1915 haben die En-
tente-Mächte versucht, die Darda-
nellen einzunehmen. Das osmani-
sche Heer schlug die Truppen zu-
rück. Rund 100.000 Menschen ka-
men dabei ums Leben, 250.000
wurden verwundet. Türkische Ul-
tranationalisten und Anhänger

der „Grauen Wölfe“ feiern das als
historischen Sieg.

Aus Sicht des Netzwerks gegen
Rassismus ist nicht nur der An-
lass der Veranstaltung heikel,
sondern auch der Ort. Der Verein
„Avrasya“ will das Fest am 20. Fe-
bruar im Linzer Volkshaus Neue
Heimat, eine Einrichtung der
Friedensstadt Linz, feiern.

„Nationalismus und Kriegsver-
herrlichung sind das gerade Ge-
genteil von Weltoffenheit, Frieden
und Integration“, sagt Robert Ei-
ter, Sprecher des Netzwerks ge-
gen Rassismus, dem 75 politische,
kulturelle und kirchliche Organi-

sationen angehören. Sie fordern
von Vizebürgermeister Christian
Forsterleitner (SPÖ), in dessen
Zuständigkeit das Volkshaus
Neue Heimat fällt, das Fest zu
verbieten.

Keine SPÖ-Unterstützung
mehr für „Avrasya“

Unter Beschuss waren auch Ver-
treter des türkischen Vereins im
Migrations- und Integrationsbei-
rat (MIB) der Stadt geraten. Sie
sollen sich wiederholt nationalis-
tisch und gewaltverherrlichend in
sozialen Medien geäußert haben,
so das Netzwerk in einer Aussen-

dung. Recherchen der „Wiener
Zeitung“ konnten das weder be-
stätigen noch widerlegen.

Die Bundes-SPÖ hat am 15.
Jänner einstimmig beschlossen,
dass SPÖ-Politiker „Avrasya“
nicht unterstützen dürfen. Zuvor
wurde die ehemals wohlwollende
Haltung des Linzer Bürgermeis-
ters Klaus Luger (SPÖ) gegenüber
dem Verein kritisiert. „Avrasya“
tritt in Oberösterreich als harmlo-
ser Sport- und Freizeitverein in
Erscheinung, marschierte auch
am Maiaufmarsch der Genossen
mit und war ein beliebter Stim-
menbringer in der Community. ■

„Avrasya“ will nationalistisches türkisches Fest zur Schlacht von Gallipoli in Linzer Vokshaus feiern.
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Auch die Generation 40 Plus gehört mit einem Raiffeisen-Vorsorgeplan noch immer zu den absoluten Gewinnern.
Foto: Raiffeisen

WERBUNG

Das Vorsorge-Rennen be-
ginnt schon früh in unse-
rem Leben. Wer sich jetzt die
Pole-Position sichern will,
der sollte schnell ins Rennen
einsteigen. Denn dafür ist es
nie zu früh, aber auch nie zu
spät.
Träume haben beispiels-

weise schon die Kleinsten.
Aber auch später im Leben
hat manWünsche. Egal ob es
ein Haus, ein Motorrad oder
ein Traumurlaub ist. Und
auch im hohen Alter möch-
te man sich einen gewissen
Lebensstandard erhalten. In
der privaten Vorsorge gibt es
für all das eine einfache, aber
besonders erfolgreiche Strate-
gie: regelmäßig sparen. Und
so früh wie möglich damit
beginnen. So können Zinsen

und Zinseszinsen – auch bei
kleinen Sparbeträgen – lange
arbeiten. Wer also seinen Le-
bensstandard imAlter halten,
sich einmal in seinem Leben
Wohnraum schaffen oder
sich sonst andere Träume er-
füllen will, sollte rechtzeitig
privat vorsorgen. Aber wie?
In der Fülle an verschie-

denen Vorsorge-Produkten
und gesetzlichen Regelungen
kann man leicht den Über-
blick verlieren. Damit das
nicht passiert, setzt Raiffeisen
auf individuelle Beratung.
Denn jede Generation sorgt
anders vor. Ein persönlicher
Berater analysiert gemeinsam
mit Ihnen die Ausgangssitua-
tion und hilft bei der Erstel-
lung eines Vorsorgeplans.
Ziel ist es, Orientierung und

Transparenz zu schaffen –
schnell, unkompliziert und
mit System. Die Möglichkei-
ten Ihrer individuellen Vor-
sorgelösung können Sie sich
auch online unter vorsorgen.
raiffeisen.at ansehen.
Hier erfahren Sie alles über

attraktive Vorsorge-Produkte,
die gesetzlichen Regelungen,
die Chancen und Risiken
und den zeitlichen Anlage-
horizont.
Denken Sie schon jetzt an

später? Das ist gut so. Wenn
Sie jetzt Ihre zu erwartende
Pensionslücke kennen, ist es
möglich, entsprechend vor-
zusorgen. Raiffeisen bietet
mit dem Pensions-Check ein
einfaches Tool zur Berech-
nung der Lücke. Sprechen Sie
mit Ihrem Berater.

Sichern Sie sich die Pole-
Position im Vorsorge-Rennen

Formal gesprochen, handelt
es sich bei einem Investment-
fonds rechtlich um ein Pub-
likums-Sondervermögen, das
von einer Kapitalanlagege-
sellschaft, der so genannten
Investment- oder Fondsge-
sellschaft, verwaltet wird.
Plastischer ausgedrückt,

lässt sich ein Investment-
fonds auchmit einem großen
Topf vergleichen, in den vie-
le – zum Teil Tausende von
Anlegern – einen Teil ihres
Vermögens hineinlegen. Die
gebündelten Mittel werden
dann von professionellen
Fondsmanagern in verschie-
dene Vermögenswerte inves-
tiert.

Risiko beachten

Dies können z.B. Aktien,
Renten, Derivate oder Bank-
guthaben sein. Auch der Er-
werb von Beteiligungs- und
Grundstücks- bzw. Immobili-
envermögen ist möglich. Die
Anlage der eingesammelten
Gelder erfolgt dabei im Na-
men der Fondsgesellschaft,
allerdings für gemeinschaft-
liche Rechnung der Investo-
ren. Ziel der Fondsmanager
ist es, das ihnen anvertraute
Geld im Rahmen der durch
die Fondsstatuten eingeräum-
ten Möglichkeiten möglichst
ertragreich anzulegen, dabei
allerdings gleichzeitig den Ri-
sikoaspekt im Auge zu behal-

ten. Grundsätzlich müssen
sie sich dabei natürlich an
den gesetzlichen Vorgaben
sowie den Anlagerichtlinien
des jeweiligen Fonds orien-
tieren. Um der Grundidee des
Investmentsparens – nämlich
der Risikostreuung durch ei-
ne Vielzahl von Anlagen – ge-
recht zu werden, darf ein be-

stimmter Prozentsatz, meist
maximal 10 Prozent des An-
lagevermögens, in Wertpa-
piere investiert werden. Die
genauen fondsspezifischen
Anlagerichtlinien oder auch
Anlageziele werden bei Auf-
lage des Fonds festgelegt und
können in den Verkaufspro-
spekten nachgelesen werden.

Häufig lässt sich der Anla-
geschwerpunkt aber bereits
dem Namen entnehmen.
Im Gegenzug für das ein-

gezahlte Kapital erhalten An-
leger je nach Höhe ihrer Ein-
lage eine bestimmte Anzahl
von Investmentzertifikaten
(Investmentanteilen), die je-
weils den exakt gleichen Teil

am Fondsvermögen wider-
spiegeln und den Anleger als
Miteigentümer ausweisen.
Gleichzeitig resultiert aus ih-
nen der Anspruch des Inha-
bers auf Erfolgsbeteiligung an
der Entwicklung des jeweili-
gen Sondervermögens sowie
das Recht auf Anteilsrück-
gabe zum offiziellen Rück-

nahmepreis. Der Wert eines
Investmentanteils ermittelt
sich aus der Summe aller
Vermögenswerte des Fonds,
geteilt durch die Anzahl der
ausgegebenen Anteile. Zu-
oder Abflüsse von Anlagegel-
dern in das Fondsvermögen
haben damit keinen Einfluss
auf den Wert eines Anteils.

Anlegen in Investmentfonds

DieWall Street im New Yorker Stadtteil Manhattan ist wohl die berühmteste Börse auf der Welt. Sie galt auch als Filmschauplatz. Foto: iStock

Professionelle Fondsmanager helfen, die richtige Streuung bei Investmentfonds zu finden. Diese verwalten das Geld, das von
vielen verschiedenen Anlegern investiert wird. Je mehr Risiko, desto mehr Gewinn kann es geben.
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